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A k t u e l l 
NRW: Neustart im kommunalen Vergaberecht –  
jetzt noch Weichen stellen! 

Was der neue § 75a GO NRW für Kommunen bedeutet und 

warum bis zum 01.01.2026 Handlungsbedarf besteht. 

Nordrhein-Westfalen leitet ab dem 01.01.2026 einen Paradigmen-

wechsel im kommunalen Vergaberecht ein. Der neue § 75a  

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) tritt in Kraft 

und ersetzt das bisher etablierte unterschwellige Vergaberecht.

1. 	 Was ändert sich?

Durch die Änderung verlieren die bislang verpflichtend anzuwen-

denden kommunalen Vergabegrundsätze NRW und damit auch die 

Detailregelwerke wie die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) 

und die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Abschnitt 

1 (VOB/A) ihre Bindungswirkung.

Kommunen müssen ihre Vergaben künftig eigenständig auf Basis 

abstrakter Grundsätze organisieren. Konkrete Regelungen – etwa 

zur Wahl der Vergabeart, zu Fristen oder zur Beteiligung – gelten 

nur noch, wenn sie per kommunaler Satzung eingeführt werden. 

Die Kommunen erhalten somit zwar mehr Gestaltungsfreiheit.  

Im Gegenzug tragen sie aber auch mehr Verantwortung. Die sehr 

allgemein gehaltenen gesetzlichen Vorgaben des § 75a GO NRW 

führen auf kommunaler Ebene bereits jetzt zu einer nicht uner-

heblichen Unsicherheit, wie mit dem Thema konkret umgegangen 

werden soll. Der Jahreswechsel steht unmittelbar vor der Tür!

2. 	 Potenzielle Risiken

Erlässt eine Kommune bis zum 01.01.2026 keine entsprechende 

Satzung, gelten ausschließlich die abstrakten Grundsätze des 

§ 75a Abs. 1 GO NRW. Danach ist die Beschaffung „wirtschaft-

lich, effizient und sparsam unter Beachtung der Grundsätze von 

Gleichbehandlung und Transparenz“ durchzuführen. Wann diese  

programmatischen Vorgaben als erfüllt angesehen werden kön-

nen, ist Auslegungssache und im Ergebnis mangels  bestehender 

Spruchpraxis völlig unklar. 

Auch mit Erlass einer Satzung – sei es auf Grundlage  

der Mustersatzung der kommunalen Spitzenverbände oder 

 

 

einer eigenen Regelung – besteht Rechtsunsicherheit:  

Ist die Satzung praxistauglich? Genügt sie den haushaltsrecht-

lichen Anforderungen? Wahrt sie die Grundsätze der Gleichbe-

handlung und Transparenz? Vergaben können dadurch angreifbar 

werden, Schadensersatzansprüche stehen schnell im Raum.

Zudem stellen geförderte Projekte ein schwelendes Risiko dar. 

Zwar ist bei einer reinen Landesförderung über eine dynamische 

Verweisung in den ANBest-G gewährleistet, dass keine strengeren 

Regelungen gelten. Bei weitergeleiteten Fördermitteln (z.B. im Kita-

Bereich) und v.a. bei kofinanzierten Vorhaben kann allerdings eine 

sehr gefährliche Diskrepanz eintreten, da die in diesen Fällen oft 

maßgeblichen ANBest-P weiterhin ab bestimmten Schwellenwer-

ten die Anwendung der UVgO oder VOB/A vorschreiben. Dadurch 

steigen die Risiken sehr schmerzhafter Rückforderungen.

Und schließlich ein Blick auf die Bietendenseite: Wo werden 

die Angebote in Zukunft abgegeben? In einem „völlig freien“  

Bereich, der keinerlei Orientierung bietet? Oder doch lieber in 

einem „gewohnten“ Umfeld mit VOB/A und UVgO? Und was 

passiert, wenn manche Kommunen immer die gleichen re-

gionalen Anbieter an sich binden, bleibt für die „Satzungs- 

kommunen“ dann nur noch der unbeliebte Rest? 
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Die Antwort wird der Markt geben, solange wissen die Kommunen  

nicht, ob der Nachbar es im Zweifel besser gemacht hat.  

Der drohende Flickenteppich ist insofern für alle Beschaffenden ein 

immanentes Risiko, eigene Aufträge gut platziert zu bekommen. 

Gar nichts tun ist wie immer einfach, aber nicht unbedingt ziel-

führend. Verschaffen Sie sich vielmehr einen Überblick über die 

verschiedenen Handlungsmöglichkeiten! 

Aus unserer Sicht sollte noch vor Jahreswechsel eine für die jewei-

lige Kommune optimale Satzung erlassen werden, um Rechtssi-

cherheit für alle Beteiligten zu schaffen. Optimalerweise in Abstim-

mung mit den umliegenden Kommunen und dem Kreis. Gerade 

im Falle neuer politischer Strukturen ist dies sicherlich eine an-

spruchsvolle Aufgabe. Um in solchen Fällen Zeit zur Marktsondie-

rung zu gewinnen und gleichzeitig die eigenen Mitarbeitenden zu  

schützen, wäre auch ein einfacher (und ggf. übergangsweiser) Ver-

weis auf die Anwendung der UVgO und VOB/A denkbar. 

Sprechen Sie uns gerne an, um passgenaue Lösungen zu entwi-

ckeln und diese rechtssicher umzusetzen.

Martin Hahn
Fachanwalt für Vergaberecht
Telefon: 0221 - 97 30 02-93
m.hahn@lenz-johlen.de

Dr. Elmar Loer 
Fachanwalt für Vergaberecht 
Telefon Köln: 0221 - 97 30 02-93
Telefon Berlin: 030 - 75 43 758-93
e.loer@lenz-johlen.de

Christina Hamacher, B.A. 
Rechtsanwältin 
Telefon Köln: 0221 - 97 30 02-93
c.hamacher@lenz-johlen.de

Jascha Pelka 
Rechtsanwalt 
Telefon Köln: 0221 - 97 30 02-93
j.pelka@lenz-johlen.de


